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AKTUELL 

Bauern demonstrieren 
Die Bauern sind verzweifelt und 

suchen ihr Recht nun auf der Strasse. 
Nach dem Bauernprotest auf einer 
Freiburger Autobahn plant nun der 
Schweizerische Bauernverband 
(SBV) eine Grosskundgebung in 
Bern. Vom Bund fordert der SBV 
220 Millionen Franken. Der Grosse 
Vorstand des Schweizerischen Bau
ernverbandes (SBV) hat am Freitag 
seine einkommenspolitischen Be
gehren an den Bundesrat verabschie
det. Neben zusätzlichen Einkom
mensverbesserungen von 130 Millio
nen Franken wird auch der Verzicht 
auf eine Reduktion der Betriebs
beiträge gefordert, die die Bauern 30 
Millionen Franken, kosten würde. 

.? 
Fragwürdige Methoden von Regierungschef Dr. Mario Frick -Ablenkung von gesetzwidriger Auszahlung von Wohnbauförderungsgeldern 

Kulturpreis an 
Robert Allgäuer 

Robert Allgäuer ist Preisträger des 
Kulturpreises der Gesellschaft 
Schweiz - Liechtenstein. An der Jah
resversammlung der Freundschafts
gesellschaft, die gestern im Gemein
desaal in Schellenberg durchgeführt 
wurde, wurde der Preis verliehen. 
Weiterer Preisträger ist Dr. Hans 
Stricker aus Grabs, der in unserem 
Land durch seine Arbeit am Namen
buch bekannt wurde. Die Zuerken-
nung des Kulturpreises an Robert 
Allgäuer erfolgte aufgrund seiner 
vielfältigen Tätigkeiten im Bereich 
der - grenzüberschreitenden - Kul
tur. Leider konnte er an der Preis
verleihung nicht teilnehmen. 

Mehr über die Gesellschaft 
Schweiz - Liechtenstein im Innern 
der heutigen Ausgabe. 

federer 
A U G E N O P T I K  

B U C H S  U N D  T R I E S E N  

(G.M.) - Regierungschef Dr. Mario 
Frick wurde erwischt, wie er hinter dem 
Rücken von Regierungschef-Stellvertre
ter Thomas Büchel Einsicht in dessen 
Wohnbauförderungsakte nahm. Dieses 
Vorgehen erklärte er der Öffentlichkeit 
mit der Bereitstellung von Akten für die 
Untersuchungskommission, die den ak
tuellen Wohnbauförderungsfall untersu
chen soll. Spielt der Regierungschef den 
selbsternannten Untersuchungskommis
sär? 

Regierungschef Dr. Mario Frick steht 
unter einem gewaltigen Druck, seit die 
Entscheidung der drei VU-Regierungs-
mitglieder in der  Affäre um die Wohn
bauförderung bekannt wurde. In einem 
Rechtsstaat, zu dessen Hauptaufgaben 
zweifellos die Einhaltung und die gleiche 
Anwendung der Gesetze gehört, nimmt 
die Bevölkerung eine Entscheidung mit 
Empörung auf, die wohl klar und eindeu
tig auf eine Gesetzeswidrigkeit bei der 
Auszahlung von Förderungsgeldern hin
weist, gleichzeitig aber eine Rückzahlung 
dieser gegen die Gesetzesbestimmungen 
ausgerichteten Darlehen und Bausub
ventionen als undurchführbar erachtet. 

Noch hat der Regierungschef in der 
Öffentlichkeit keine Antwort auf die 
Frage gegeben, weshalb in der Wohn

bauförderungskommission genau die 
VU-Mehrheit für die "Ausrichtung der 
beiden Darlehen votierte und sich auch 
in der Regierung nur,die drei VU-Regie-
rungsmitglieder für die Verweigerung 
der Rückzahlung einsetzten. Ebenso 
steht eine Beantwortung der Frage aus, 
weshalb rund ein Jahr Zeit verstrich, bis 
die nur mehrheitlich zustande gekomme
ne Regierungsentscheidung auf eine Be
schwerde eines Mitglieds der Wohn-
bauförderungskommission ausgefertigt 
wurde. Schliesslich blieb bislang ohne 
Antwort, warum nicht sogleich nach der  
gesetzeswidrigen Entscheidung der  
Wohnbauförderungskommission eine 
Intervention der Regierung folgte. 

Nicht nur Fragen der Gesetzesinter
pretation, wie das Regierungschef Frick 
im Landtag zu erklären versuchte, son
dern vor allem rechtsstaatliche Aspekte 
stehen noch im Raum - und schon geht 
der durch seine Handlungsweise ins 
Schussfeld der Kritik geratene Regie
rungschef zum Angriff über: Einerseits 
die Strafanzeige gegen einen Kommen
tar in dieser Zeitung und Anschuldigun
gen gegen jene zwei Mitglieder der  
Wohnbauförderungskommission, die 
den Fall «Wohnbaüförderung» an die 
Öffentlichkeit brachten, anderseits seine 

«Vorwärtsstrategie» mit der Einsicht
nahme in den Wohnbauförderungsakt 
von Regierungschef-Stellvertreter Tho
mas BUchel und das Streuen des Gerüch
tes, ein «Prominenter, nicht der VU na
hestehend» habe auch einen «Fall» "bei 
der Wohnbauförderung. Im Landtag 
wurde dieses Vprgehen unzweideutig als 
«Bespitzelung» verurteilt, aber auch als 
Ablenkungsmanöver der drei VU-Regie-
rungsmitglieder, die sich noch wenige 
Tage zuvor als die strahlenden Kämpfer 
für den VU-Wahlkampf präsentiert hat-
ten. 

Mit  seiner Vorwärtsstrategie, um von 
der  Gesetzeswidrigkeit der Wohnbau-
Förderungsauszahlung abzulenken, 
übernahm Regierungschef Dr. Mario 
Frick die Rolle eines selbsternannten 
Untersuchungskommissärs. Bevor die 
Parlamentarische Untersuchungskom
mission vom Landtag bestellt war, räum
te er sich als Justizminister selbst das 
Recht ein, Wohnbauförderungsakten 
einzusehen. Dass er in diesem Zusam
menhang an die Wohnbauakte «Thomas 
BUchel» geriet, kann e r  wohl nicht mit 
dem Zufallsprinzip begründen. Und dass 
VU-Fraktionssprecher Dr. Peter Wolff 
im Landtag'Andeutungen in die gleiche 
Richtung machte, die zum damaligen 

Grenzenlose Interpretationen zum Thema «Grenzen» 
Eröffnung der grenzüberschreitenden Ausstellung «Kunstmeile» a m  Grenzübergang Tisis-Schaanwald 

(tk) - Im  Beisein von zahlreichen Besuchern wurde gestern abend b&m Grenzübergang Tisis-Schaanwald die Ausstellung «Kunst-
meile» eröffnet. 16 liechtensteinische und österreichische Künstler zeigen au f  eineinhalb Kilometer ihre Werke zum Thema «Gren-, 
zen». Die fast grenzenlos vielfältigen Interpretationen lassen den Grenzübergang in einem ganz neuen Licht erscheinen. Unser Bild 
zeigt die f ü n f  liechtensteinischen Künstler Stefan Mayenknecht, Werner Marxer, Elisabeth Kaufmann-Büchel, Aniko Risch und Ro
land Korner (v.l.n.r.). Mehr zur gestrigen Vernissage lesen Sie auf Seite 9 dieser Ausgabe. (Bild: bs) 
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Richter in erster Instanz sollen entlastet werden 
Schaffung eines Rechtspflegegesetzes bis zum 31. Oktober in der  Vernehmlassung 
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(pafl) - Die Regierung hat den Ent
wurf zur Schaffung eines Rechtspflege
gesetzes genehmigt und den Gerichten 
und der Rechtsanwaltskammer zur Stel
lungnahme bis 31. Oktober 1996 unter
breitet. Weitere interessierte Kreise und 
Personen, die sich an der Vernehmlas
sung beteiligen wollen, können den Ver-
nehmlassungsbericht samt Gesetzesvor
lagen bei der Regierungskanzlei bezie
hen. Mit der Anpassung der Vorlage und 
der Einführung dieses Gesetzes wird die 
Grundlage für die Anstellung eines soge
nannten Rechtspflegers geschaffen, der 
die Landrichter von Routineangelegen
heiten befreit und ihnen somit Kapazität 
für andere Belange gibt. 

Die Arbeitsbelastung des Landgerich
tes ist in den zurückliegenden 15 Jahren 
beträchtlich angestiegen. Der  Anstieg 
des Geschäftsanfalles reicht von 26 Pro
zent bei den streitigen Zivilsachen bis zu 
185 Prozent bei Rechtsöffnungen. Diese 
Entwicklung beruht in erster Linie auf 

der Ausweitung des liechtensteinischen 
Finanzdienstleistungssektors. Zudem hat 
der Gesetzgeber durch die Einführung 
des neuen Strafrechts und die Schaffung 
weiterer Strafbestimmungen in Neben
gesetzen zusätzliche Aufgabenbereiche 
in der Strafjustiz geschaffen und damit 
dem Landgericht zugewiesen. 

Kapazitätsgrenzen überschritten 
Wie in den Nachbarstaaten ist auch in 

Liechtenstein ein signifikanter Anstieg 
der Wirtschaftskriminalität im allgemei
nen und der Drogenkriminalität im be
sonderen, verbunden mit einem entspre
chenden Ermittlungsaufwand, zu beob
achten. Gerade auch im Bereich der 
streitigen und ausserstreitigen Handels
registersachen führt die internationale 
Verflechtung liechtensteinischer GeselU 
schaffen immer häufiger zu sachkömple-
xeren Fällen.. 

Aufgrund des gestiegenen. Geschäfts
anfalls und der vermehrten Aufgabenbe

reiche des Gerichtes wurden die Kapa
zitätsgrenzen des Landgerichts über
schritten. Rückstände und Arbeitsausfäl
le können nicht mehr aufgearbeitet wer
den. 

Wegen der ständig zunehmenden und 
komplexer werdenden Aufgaben müssen 
beim Landgericht neue Stellen geschaf
fen werden, um einerseits den gestiege
nen Anforderungen gerecht zu werden 
und andererseits die heute vorliegenden 
Rückstände abzubauen. Es sollen aber 
nicht immer mehr Richterstellen ge
schaffen werden. Deshalb schlägt die Re
gierung die Schaffung eines Rechtspfle
gegesetzes vor, um das Landgericht in 
diesem Sinne zu verstärken. Der Rechts
pfleger soll als besonders ausgebildete 
und geprüfte Fachperson anstelle des 
Richters bestimmte einfache Geschäfte 
der Gerichtsbarkeit erster Instanz erledi
gen. Seine Aufgabe ist es somit, dje Land
richter zu entlasten und ihnen damit Ka
pazitäten für andere Belange zu geben. 

Zeitpunkt noch nicht richtig gedeutet 
werden konnten, lässt auf eine konzer
tierte Aktion der VU-Wahlkampfstrate-
gen schliessen. 

Der  selbsternannte Untersuchungs-, 
kommissär, der Aufgaben der Parlamen
tarischen Untersuchungskommission an 
sich riss, produzierte vor dieser Kommis
sion ein «Untersuchungsergebnis» und 
präsentierte dieses Ergebnis der Öffent
lichkeit. 

Einsicht in die Wohnbauförderungsak
te Thomas Büchel zeigen, im Gegensatz 
zur Behauptung des Regierungschefs 
über «analoge Fälle», dass die Vorausset
zungen für die Förderung absolut unter
schiedlich waren. Auch der Ablauf der 
Förderungsgenehmigung lässt keine 
Parallelität oder Analogie erkennen. 
Warum also hat Regierungschef Dr. Ma
rio Frick, dem offenbar diese Akt0 eben
falls vorlag, wider besseres Wissen dem 
Landtag nicht die volle Wahrheit gesagt? 

Für viele ist die Vorstellung beängsti
gend, dass unliebsame Personen, die Kri
tik üben oder Gesetzeswidrigkeiten an 
die Öffentlichkeit bringen, mit Massnah
men zu rechnen haben. Weshalb der Re
gierungschef so heftig reagiert, wenn ihm 
auf die Finger geschaut wird? Ist die Spit
ze eines Eisbergs sichtbar geworden? 

Telecom PTT soll 
näher an den Markt 

Bern (AP) Die Telecom PTT will mit 
einer verstärkten Regionalisierung 
und mehr Kundennähe ihre Wettbe
werbsfähigkeit verbessern. Geplant 
ist, den Markt in vier Regionen aufzu
teilen und über Telecom-Zentren in
tensiv zu bearbeiten. Der PTT-Ver-
waltungsrat hat dem Projekt «Change 
Telecom» in groben Zügen zuge
stimmt. Mit dem Ümstrukturierungs-
projekt nach dem Vorbild von «Chan
ge Post» soll die organisatorische, 
wirtschaftliche und führungsmässige 
Grundlage geschaffen werden, damit 
die Telecom die Chancen des Iiberali-
sierten Marktes wahrnehmen kann, 
wie die PTT am Freitag mitteilte.. 

Bahnlärm an der 
Quelle bekämpfen 

Bern (AP) Der  Bundesrat verspricht • 
den permanent von Bahnlärm ge
plagten 330000 Personen in der 
Schweiz mehr Ruhe. Rund 1000 Ki
lometer Bahnlinie müssen lärmsa
niert werden, dies ..kostet zwischen 
1,7 und 2,3 Milliarclien Franken. Die 
gesetzliche Sanierungsfrist kann al-

v lerdihgs nicht eingehalten werden. 
Die Fakten haben die SBB bereits 

im vergangenen Juni auf deri Tisch ge
legt: 330000 Personen sind Lärmbela
stungen ausgesetzt, die über dem Im
missionsgrenzwert der Lärmschutz
verordnung (LSV) liegen. Von diesen 
330000 leben 50000 ain Bahnab
schnitten, bei denen sogar die Alarm
werte der LSV Uberschritten werden.. 

Wo k o m m t  Ihr 
I t a l i e n e r  

w i e d e r  vol l  
a u f  Touren?  


